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Nachwendegeschichte (1990-2020)

Frühjahr
Die DDR-Regierung sagt freie Wahlen
zu. Diskussion über den Weg zur Wie-
dervereinigung, Bildung bzw. Neugrün-
dung von Parteien, die SED wird zur
PDS (Partei des demokratischen Sozia-
lismus).

Sommer
Deutschland (noch ohne ostdeutsche
Spieler) wird Fußball-Weltmeister.

18. Mai
Staatsvertrag über die Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion unter-
zeichnet (tritt am 1.7. in Kraft), der 1:1-
Kurs wird (weitgehend) durchgesetzt.

23. August
Die Volkskammer beschließt den „Bei-
tritt zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes“.

3. Oktober
Beitritt der DDR zum Geltungsbereich
des Grundgesetzes, Bundeskanzler
Helmut Kohl strebt schnelle gesamt-
deutsche Bundestagswahl an.

2. Dezember
Gesamtdeutsche Bundestagswahl, die
CDU/CSU gewinnt mit fast 44% bun-
desweit die relative Mehrheit. Die PDS
gewinnt in Ostdeutschland nur 11,1%,
die Bündnis90-Grünen 6%. Letztere
vertreten aufgrund einer Sonderklau-
sel die GRÜNEN im Bundestag, da de-
ren Gesamtwert unter 5% liegt.
Bundeskanzler bleibt Helmut Kohl
(CDU).

14. Oktober
Bei fünf Landtagswahlen im Gebiet der
ehemaligen DDR wird die CDU überall
(bis auf Brandenburg) stärkste Partei.

Joachim Gauck (Rostock) wird Chef der
auch „Gauck-Behörde“ genannten
Bundesbehörde zur Aufarbeitung der
Stasi-Unterlagen.

12. September
Der „Zwei-plus-vier-Vertrag“ ermög-
licht Aussetzung der alliierten Hoheits-
rechte (Besatzungsrecht) und Weg zur
vollen Souveränität des künftigen
deutschen Staates.

18. März
Volkskammerwahl, stärkste Kraft wird
die „Allianz für Deutschland“. Minister-
präsident wird de Maizière (CDU).

30 Jahre Einheit – Zeitstreifen

1990

Friedliche Revolution, Mauerfall – das Jahr 1989 hat die Wende eingelei-
tet. Seit 1990 ist Deutschland ein geeintes Land. Was sind die maßge-
benden Ereignisse in den 30 Jahren Einheit? Die Zeit von 1990 bis 1999
hat Deutschland geprägt und in dieser chronologischen Auflistung fin-
det ihr die wichtigsten Ereignisse.
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30. April
Auslaufen der Trabant-Produktion in
Zwickau.

10. Mai
Bundeskanzler Kohl wird in Halle un-
freundlich empfangen („Eierwurf von
Halle“).

20. Juni
Berlin wird in offener Abstimmung
vom Bundestag zur neuen Hauptstadt
gewählt. Bonn erhält einzelne Teilbe-
hörden und Ausgleichszahlungen.

„Kahlschlag“ im Osten“ – zahlreiche Fir-
men bzw. Standorte werden ausge-
dünnt bzw. geschlossen. Übergangs-
regelungen (Kurzarbeitergelt, Umschu-
lungen) können die wachsende Ar-
beitslosigkeit nicht aufhalten.

1. Juli
Der sogenannte „Solidaritätszuschlag“
wird im Bundestag beschlossen, er soll
für eine Übergangszeit den Aufbau der
neuen Bundesländer fördern.

2. September
Mauerschützen-Prozess in Berlin be-
ginnt.

20. September
Ausschreitungen vor Asylbewerber-
heim von Hoyerswerda, die ausländer-
feindlichen Aktionen führen auch an
anderen Orten zu Nachahmertaten.

14. November
Stasiunterlagengesetz ermöglicht Be-
troffenen Einsicht in alle zu ihrer Per-
son erreichbaren Stasiakten.

1991
Gesellschaft für deutsche Sprache
(Wiesbaden) sieht „Besserwessi“ als
Wort des Jahres 1991.

2. Januar
Beginn der Stasi-Akteneinsicht bei der
„Gauck-Behörde“.

5. Januar
Thüringens Ministerpräsident Duchac
(CDU) wird nach Rücktritt aufgrund ei-
ner Stasi-Verstrickung durch den aus
Rheinland-Pfalz kommenden Vogel
(CDU) ersetzt.

29. Januar
Russland zwingt den nach Moskau ge-
gangenen Ex-DDR-Staatsratsvorsitzen-
den Honecker zur Rückkehr nach
Deutschland, am 12.11. beginnt ein
Prozess gegen ihn.

24. August
Schwere Ausschreitungen gegen Aus-
länder (besonders Vietnamesen) in Ro-
stock, ein Wohnheim wird von Rechts-
extremen angezündet.

8. November
Unter Teilnahme von Bundespräsident
von Weizsäcker (CDU) Massendemons-
tration in Berlin gegen die zunehmen-
de Ausländerfeindlichkeit.

23. November
Brandanschlag in Mölln (Schleswig-
Holstein), Rechtsextreme zünden ein
von Türken bewohntes Haus an, es gibt
drei Todesopfer.

1991

1992
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13. Januar
Gesundheitsbedingte Einstellung des
Honecker-Prozesses, Ausreise dessel-
ben nach Chile.

17. Januar
„Nacht der 1000 Feuer“ im Ruhrgebiet,
Stahlarbeiter demonstrieren gegen
drohende Arbeitslosigkeit.

15. März
Erster FCKW-freier Kühlschrank der
Welt wird in Sachsen produziert (Foron
Gmbh).

23. März
Abriss des „Palastes der Republik“ (Ex-
Parlaments- bzw. Regierungsort) in
Ostberlin wird beschlossen, entgegen
Protesten.

7. Mai
Kalikumpel in Bischofferode (Thürin-
gen) besetzen ihr eigenes Kalibergwerk
und stoßen große Protestwellen („Bi-
schofferode ist überall“) an, um dessen
Schließung zu verhindern. Im Dezem-
ber 1993 wird das Bergwerk trotzdem
geschlossen bzw. „abgewickelt“.

1. Juli
Das Postleitzahlensystem wird gesamt-
deutsch – alle Orte erhalten eine fünf-
stellige PLZ.

14. August
Das Stahlwerk Duisburg-Rheinhausen
wird – trotz großer Proteste – geschlos-
sen.

September
„Alles nur geklaut“ von den Leipziger
Prinzen platziert sich auf deutschen
Hitlisten monatelang.

17. Dezember
Die Bahn wird gesamtdeutsch – neuer
Titel wird „Deutsche Bahn AG“.

15. April
Die Jürgen Schneider AG geht in Kon-
kurs – Schneider war zuvor besonders
in Ostdeutschland als Großinvestor
aufgetreten.

12. Mai
Zirka 60 rechtsradikale Jugendliche
machen in Magdeburg Jagd auf
Schwarzafrikaner. Es gibt Verletzungen
und Kritik an der spät eingreifenden
Polizei.

29. Mai
Erich Honecker stirbt 81jährig in Chile.

28. Juni
Sachsen-Anhalt - nach der Landtags-
wahl entstehen fragile Mehrheitsver-
hältnisse, eine rot-grüne Minderheits-
regierung braucht die Duldung der
PDS.

31. August
Abzug der letzten russischen Soldaten
aus Ostdeutschland.

11. September
Landtagswahlen in Sachsen und Bran-
denburg mit sehr unterschiedlichen Er-
gebnissen (SPD siegt mit Manfred
Stolpe in Brandenburg, CDUmit „König
Kurt“ (Biedenkopf) in Sachsen).

1993

1994
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Bei der Bundestagswahl behauptet
sich die christlich-liberale Koalition
trotz Stimmverlusten knapp. Die PDS
kann trotz gesamtdeutsch erreichten
4,4% durch vier Direktmandate Bun-
destagsabgeordnete stellen.

3. November
Der Prozess gegen Erich Mielke, den
letzten „Stasi-Minister“ der DDR, wird
aus Gesundheitsgründen eingestellt.
Er wird daher auch 1995 aus der Haft
entlassen.

31. Dezember
Ende der „Treuhand“-Arbeit, die Bun-
desanstalt hat ihre Restrukturierungs-
arbeit abgeschlossen. - Nach wie vor
schwankt in der Öffentlichkeit die ge-
genseitigeWahrnehmung von Ost- und
Westdeutschen.

5. Mai
Eine Volksabstimmung ergibt eine
Mehrheit gegen die Fusion von Berlin
und Brandenburg.

30. Juni
Deutschland wird Fußball-Europameis-
ter, bei der deutschen Mannschaft
spielt auch der in Dresden geborene
Matthias Sammer eine wichtige Rolle.

16. Oktober
„Kranballett“ am Potsdamer Platz, der
einstigen Mauer-Brache - eine Richt-
festfeier am Daimler-Benz-Gebäude
wird groß begangen.

26. April
Bundespräsident Herzog (CDU) hält im
neu eröffneten Hotel Adlon (am Bran-
denburger Tor) die „Ruck-Rede“, in der
er die vereinten Deutschen zu neuen
und besonderen Anstrengungen auf-
fordert.

27. Mai
Der Ex-DDR-Spionagechef Markus Wolf
wird in einem Prozess zu zwei Jahren
Haft auf Bewährung verurteilt.

Juli
Flugblatt-Affäre im Grenzgebiet Thü-
ringen-Bayern, die Flugblätter hetzen
gegen schmarotzende „Ossis“ und ver-
künden z.B., die Mauer müsse wieder
„hochgezogen werden“.

23. Juli
Oder-Hochwasser, drei Wochen lang
kämpfen Bevölkerung, THW, Bundes-
wehr u.a. gegen die Flut und ihre Fol-
gen.

1. April
Auf der Cebit-Messe wird eine Aufse-
hen erregende Software der aus Jena
stammenden NetConsult Gmbh vorge-
stellt, die in Anlehnung an die DDR In-
tershop-Software genannt wird.

29. April
Bundesgartenschau erstmals in Ost-
deutschland (Cottbus) eröffnet.

1995

18. Januar
Anschlag auf ein Asylbewerberheim in
Lübeck (Schleswig-Holstein), 10 Men-
schen sterben. Die Täter bleiben un-
entdeckt.

1996

1997
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„Politbüro-Prozess“ beendet, u.a. er-
hält Ex-Staats- und Parteichef Egon
Krenz über sechs Jahre Haft. Frühjahr

Christian Pfeiffer sorgt für Diskussio-
nen mit seinen Thesen zur Kindererzie-
hung in der DDR, die seiner Meinung
nach direkt mit der Ausländerfeindlich-
keit und Obrigkeitshörigkeiten bei Ost-
deutschen verbunden werden könne.

5. September
Verluste der SPD bei Landtagswahlen
in Brandenburg und im Saarland. In
Brandenburg kannMP Stolpe (SPD) per
Koalition weiter regieren, aber die
Stimmenzuwächse gehen an CDU und
PDS, außerdem zieht die DVU in den
Landtag ein.

12. September
Landtagswahl Thüringen erbringt ab-
solute Mehrheit für die CDU, die SPD
fällt erstmals auf Rang 3 (hinter der
PDS) zurück.

15. September
Landtagswahl Sachsen bestätigt abso-
lute Mehrheit der CDU.

9. November
Pünktlich zum Wende-Jubiläum kom-
men die Filme „Sonnenallee“ und „Hel-
den wie wir“ in die Kinos.

26. April
Landtagswahl in Sachsen-Anhalt, Auf-
sehen erregt der mit ca. 12% aus dem
Stand erreichte Einzug der rechtsextre-
men DVU in den Landtag.

15. Mai
PEN-Schriftstellerverband endlich ge-
samtdeutsch – die westdeutschen
Skeptiker (Vorbehalte gegen Stasi-be-
lastete Autoren) unterliegen.

15. September
Erstmals Fahrt im Hochgeschwindig-
keitszug (ICE) auf ostdeutscher Strecke
möglich.

27- September
Bundestagswahl erbringt Ablösung
von Bundeskanzler Kohl (CDU). Die er-
folgreiche SPD (40,9%) kann mit den
GRÜNEN zusammen eine Regierung
unter Kanzler Schröder (SPD) bilden.
Die PDS erreicht 5,1%.

26. Oktober
Wolfgang Thierse (SPD) wird als Bun-
destagspräsident gewählt und somit
als Ostdeutscher dritter Mann im Staat.

31. Oktober
Erste rot-rote Landesregierung in
Mecklenburg-Vorpommern, unter Mi-
nisterpräsident Harald Ringstorff
(SPD). Die PDS ist „an der Macht ange-
kommen“.

1998

1999

28. Januar
100 Jahre Deutscher Fußball Bund –
der DFB feiert das Jubiläum am Grün-
dungsort Leipzig.

2000



Präsentiert von

Seite 6 von 16Frühjahr
Die sogenannte „Spendenaffäre“ er-
schüttert die CDU und besonders den
Rückhalt für den Vorsitzenden Helmut
Kohl. Am 10.4.2000 wird Angela Merkel
(aufgewachsen in Templin) seine Nach-
folgerin im Parteivorsitz.

11. Juni
In Dessau wird ein Mosambikaner von
Rechtsradikalen zu Tode geprügelt.

21. August
Bundeskanzler Schröder (SPD) bereist
über zwei Wochen die neuen Bundes-
länder, ein wichtiges Gesprächsthema
ist hierbei rechtsradikale Gewalt.

3. Oktober
Dresdens Semperoper ist der Ort für
die offiziellen Feierlichkeiten zu 10 Jah-
ren deutscher Einheit. Am gleichen Tag
tritt der Bundestagsfraktionsvorsitzen-
de der PDS, Gregor Gysi, von seinem
Amt zurück.

11. Oktober
Marianne Birthler (Ex-Bürgerrechtlerin)
übernimmt von Joachim Gauck das
Amt der Bundesbeauftragten in Sa-
chen Stasi-Akten.

2. Juli
Der PDS-Parteivorstand verurteilt in ei-
ner Erklärung den Mauerbau von 1961,
entschuldigt sich aber nicht für die so-
genannten „Mauertoten“.

23. September
Die populistische „Schill-Partei“ er-
reicht bei der Hamburger Bürger-
schaftswahl 19,4% der Stimmen. Der
rot-grüne Senat wird von CDU, Schill-
Partei und FDP abgelöst. (2004 platzt
diese Koalition wieder, die Schill-Partei
verschwindet.)

31. Dezember
Die D-Mark verabschiedet sich – ab
2002 gilt der Euro. Viele Skeptiker er-
warten ein „Aufweichen“ der Wäh-
rungsstabilität.

31. Januar
Arbeitslosenzahl übersteigt wie 2000
wieder die Zahl von vier Millionen.
Über das gesamte Jahr 2001 betrachtet
liegt die Quote im Westen bei 7,2%, in
den neuen Bundesländern bei 17,3%.

2001

21. April
Landtagswahl in Sachsen-Anhalt, Mi-
nisterpräsident Höppner (SPD) wird
nach starken Verlusten der SPD durch
den CDU-Kandidaten Böhmer abge-
löst.

11. August
Die sogenannte „Jahrhundertflut“ er-
reicht Dresden. Bundeskanzler Schrö-
der besucht persönlich die betroffenen
Gebiete und veranlasst schnelle und
unbürokratische Hilfe.

22. September
Die rot-grüne Koalition behauptet sich
knapp bei der Bundestagswahl, Schrö-
der (SPD) bleibt Bundeskanzler. Angela
Merkel wird auch CDU-Bundestags-
fraktionsvorsitzende.

2002
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Angesichts schlechter Wirtschaftsda-
ten muss die Bundesregierung Spar-
pläne verkünden, Schröder arbeitet
auch an einer „Agenda 2010“, die u.a.
ein HARTZ-IV-Konzept beinhalten wird
und im März 2003 verkündet wird.

19. April
Beginn von „Montagsdemonstratio-
nen“ in Leipzig, die sich nun gegen
HARTZ IV und die Agenda 2010 richten,
aber jetzt aus sehr linkemUmfeld kom-
men.

13. Juni
Landtagswahl in Thüringen wird mit
Zugewinnen von fast 5% Erfolg für die
PDS (26,1% gesamt), stärkste Partei
bleibt aber die CDU mit Ministerpräsi-
dent Althaus.

30. Juli
Wiederaufbau der Frauenkirche in
Dresden wird offiziell beendet!

6. August
Letzter „Mauerschützen“-Prozess, zwei
Funktionäre werden auf Bewährung
verurteilt.

19. September
Landtagswahlen in Sachsen und Bran-
denburg bringen für SPD und CDU
hohe Verluste. In Brandenburg wird
die PDS mit 28% stärkste Oppositions-
partei, die rechtsextreme DVU erreicht
6,1%. Sachsen sieht eine mit 23,6% ge-
stärkte PDS, SPD und rechtsextreme
NPD sind mit 9,8% bzw. 9,2% fast
gleichauf.

22. September
Solidarpakt Ost wird gemäß Plan der
Bundesregierung auf weitere 15 Jahre
verlängert.

13. Februar
„Good bye Lenin“ setzt die Reihe er-
folgreicher Kinofilme mit DDR-Aufarb-
eitungscharakter auf humorvolle
Weise fort.

3. April
Eine halbe Million Menschen (aus Krei-
sen von PDS und Gewerkschaften, aber
auch aus SPD und GRÜNEN) demons-
trieren gegen die „Agenda 2010“.

3. Mai
Dresdens Frauenkirche feiert einen
Festgottesdienst – für sieben neue Glo-
cken.

18. Dezember
Der im August 1997 verurteilte Ex-
DDR-Staats- und Parteichef Egon Krenz
wird vorzeitig auf Bewährung entlas-
sen.

2003

29. Januar
„Opferrente“ für Verfolgte des SED-Re-
gimes wird im Bundestag abgelehnt.

2004
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22. Januar
WASG (Wahlalternative für Arbeit und
soziale Gerechtigkeit) neu gegründet,
die Partei ist eine Abspaltung von der
SPD und vor allem gegen die „Agenda
2010“. 2006 bis 2007 fusioniert die
WASG mit der PDS in mehreren Schrit-
ten zur Partei „Die Linke“.

1. Februar
Fünf Millionen Arbeitslose in Deutsch-
land.

18. September
Vorgezogene Bundestagswahl erbringt
einen Machtwechsel, da die CDU/CSU
mit 35,2% knapp vor der SPDmit 34,2%
landet. FDP, Linkspartei/PDS und
GRÜNDE erreichen Werte von knapp
unter 10%. Eine Große Koalition mit
Kanzlerin Merkel ist die Folge.

15. November
Matthias Platzeck aus Brandenburg
wird neuer SPD-Vorsitzender.

22. November
Angela Merkel (geboren in Hamburg,
aufgewachsen in Templin/DDR) wird
erste Frau (und erste Ostdeutsche) im
Bundeskanzleramt.

26. März
Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg und Sachsen-An-
halt erbringen sehr unterschiedliche
Ergebnisse. In Sachsen-Anhalt erstarkt
die LINKE auf 24,1%, CDU (36,2%) und
SPD (21,4%) schließen unter Minister-
präsident Böhmer eine Große Koalition
ab. Die DVU ist nicht mehr vertreten.

10. April
Matthias Platzeck tritt aus Gesund-
heitsgründen vom SPD-Vorsitz zurück.

12. Mai
Der über die Stasipraktiken berichten-
de Kinofilm „Das Leben der Anderen“
gewinnt den Deutschen Filmpreis.

8. Juli
Die Fußball-WM begeistert als „Som-
mermärchen“ die Fans, Deutschland
wird WM-Dritter.

19. September
Wahlen in Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern. In Berlin bleibt der rot-
rote Senat unter Klaus Wowereit (SPD)
im Amt. Mecklenburg-Vorpommern
sieht die SPD mit ca. 30% vorn, Minis-
terpräsident Ringstorff (SPD) regiert
weiter mit Hilfe der CDU. Auffällig ist
der Parlamentseinzug der NPD mit
7,3% und das nochmalige Scheitern
der GRÜNEN an der 5%-Hürde.

2005

19. Januar
Bundestag stimmt für Abriss des „Pa-
lastes der Republik“ in Ostberlin.

2006

6. Februar
Wolf Biermann (DDR-Liedermacher
und aus der DDR 1976 ausgewiesener
Oppositioneller) wird Ehrenbürger von
Berlin.
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Inbetriebnahme des für Europa ersten
Weltraum-Wetterbeobachtungs-Tele-
skops in Greifswald.

6. Juni
Heiligendamm (Ostseeküste) wird Ta-
gungsort für den G8-Gipfel mit Kanzle-
rin Merkel.

13. Juni
Sonderrente für Stasi-Opfer wird (un-
ter gestimmten Voraussetzungen) im
Bundestag beschlossen.

16. Juni
Einer der beiden Vorsitzenden der neu
fusionierten Partei „DIE LINKE“ wird
Oskar Lafontaine, Ex-SPD-Vorsitzen-
der.

4. Dezember
Neuer PISA-Test ergibt bessere Ergeb-
nisse für deutsche Schüler/innen.
Sachsen und Sachsen-Anhalt verzeich-
nen den stärksten Verbesserungswert.

24. Februar
Auch in Hamburg erreicht DIE LINKE
bei der Bürgerschaftswahl über 5%.
CDU und GRÜNE bilden die nächste Se-
natsregierung.

18. September
Aufgrund der begonnenen „Finanzkri-
se“ werden drei Manager der KfW (Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau) suspen-
diert, die noch bis zuletzt die insolvente
LEHMANN-Bank per Überweisung be-
dient hatten.

31. Oktober
Kanzlerin Merkel und Finanzminister
Steinbrück (SPD) verkünden angesichts
wachsender Ängste eine Staatsgaran-
tie für private Geldeinlagen und Giro-
konten. Später wird ein „Rettungs-
fonds“ für bedürftige Banken aufge-
legt, auch größere Firmen werden ge-
stützt.

21. Januar
Landtagswahlen in Niedersachsen und
Hessen. Niedersachsen wird weiter
von CDU und FDP regiert, in Hessen ge-
lingt erstmals DER LINKEN ein Einzug in
ein westdeutsches Landesparlament.
Hessens SPD-Chefin Ypsilanti versucht
daraufhin, mit Hilfe von LINKEN und
GRÜNENMinisterpräsident Koch (CDU)
zu stürzen, was aufgrund des Wider-
stands einer SPD-„Abweichlergruppe“
im Landtag scheitert.

2008 14. Januar
Kanzlerin Merkel fordert die Deut-
schen zu mehr „Gemeinsinn“ auf, um
die großen Probleme infolge der Fi-
nanzkrise meistern zu können.

21. Mai
Sensationsmeldung aus dem Stasi-Ar-
chiv: Der Mord an Benno Ohnesorg
(1967 erschossen) wurde von einem
westdeutschen Politzisten verübt, der
Mitarbeiter der Stasi (IM = inoffizieller
Mitarbeiter) war. Wurde die durch die-
sen Mord stark anwachsende 68er-Be-
wegung also von der DDR befördert?

2009
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Landtagswahlen im Saarland, in Sach-
sen und Thüringen. Im Saarland kann
Ministerpräsident Müller (CDU) weiter-
machen, in Sachsen ist die mit 40,2%
stagnierende CDU zu einer Koalition
mit der FDP gezwungen. Die LINKE ver-
liert in Sachsen 3%, die NPD bleibt un-
ter 5%. Thüringen sieht eine stark
geschwächte CDU (statt 45 nur noch
31,2%), die mit der SPD koalieren
muss.

27. September
Superwahltagmit Bundestagswahl und
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein
und Brandenburg. Die BT-Wahl bestä-
tigt die CDU/CSU trotz Verlusten als
stärkste Kraft, hinter der von 34% auf
23% abgestürzten SPD landen FDP,
LINKE, GRÜNE auf den Plätzen. Kanzle-
rin Merkel regiert mit der FDP weiter. –
In Brandenburg bleiben SPD und LINKE
stabil und können weiter regieren.

1. Oktober
ZDF-Politbarometer ergibt ein Umfra-
gebild mit insgesamt 84% Zustimmung
zur Wiedervereinigung als „richtiger
Entscheidung“. Die Zustimmung im Os-
ten liegt sogar bei 88%. – Eine Zustim-
mung von zwischen 80-90% hatten
bereits die Umfragen von 1990 erge-
ben.

Januar
3,6Mio Arbeitslose sind in Deutschland
gemeldet, die Quote zwischen Ost
(13,5%) und West (7,4%) unterscheidet
sich nicht mehr so stark wie früher. Al-
lerdings haben ca. 50% der Menschen
in Ostdeutschland mittlerweile seit
1990 - z.T. kurzfristig - Arbeitslosigkeit
erlebt.

30. Juni
Christian Wulff (Niedersachsen) wird
bei einer vorgezogenen Wahl des Bun-
despräsidenten als CDU-Kandidat ge-
wählt. Der Rostocker Joachim Gauck
(Kandidat von SPD und GRÜNEN) un-
terliegt.

2010

20. März
Die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt
bestätigt (trotz Verlusten) die CDU als
stärkste Partei mit 32,5%, gefolgt von
den LINKEN (23,7%) und der SPD
(21,5%) sowie den GRÜNEN (7,1%). Die
NPD scheitert mit der FDP an der 5%-
Hürde. Reiner Haseloff (CDU) folgt als
Ministerpräsident auf Wolfgang Böh-
mer.

4. September
Die Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern sieht wieder die SPD mit ca.
35% vorn, die Koalition mit der CDU
wird daher fortgesetzt. Auch LINKE
(18%), NPD (6%) und GRÜNE (fast 9%)
gelangen in den Landtag.

25. Oktober
In Prenzlau (Brandenburg) startet das
erste deutsche Wasserstoff-Hybrid-
werk.

18. November
Krisengipfel verschiedener Ministerien
zur „Zwickauer-Neonazi-Zelle“. Die
Mordserie (auch als NSU-Affäre be-
kannt) beschäftigt Politik, Behörden
und Gerichte noch lange.

2011
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18. März
Ein Rostocker wird Bundespräsident:
Joachim Gauck wird nach dem Rücktritt
von Christian Wulff gewählt, er übt
2012-2017 das Amt des Staatsober-
hauptes aus.

Zwischen 1990 und 2012 sinken für alle
ostdeutschen Bundesländer die Ein-
wohnerzahlen, nur Bremen und das
Saarland verzeichnen vergleichbare
Zahlen.

23. März
Vorgezogene Landtagswahl im Saar-
land, die CDU bleibt stärkste Partei
(35,2%) und regiert weiter mit Minister-
präsidentin Kramp-Karrenbauer. Die
SPD erstarkt auf 30%, gefolgt von der
LINKEN mit noch 16%.

2. Mai
Rückschlag für den Vormarsch der LIN-
KEN bei Wahlen in Westdeutschland.
Die Landtagswahl in Nordrhein-West-
falen beschert ihr nur 2,5%! Vorn liegt
die nun wieder regierende SPD mit
39,1%.

17. September
4. Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung besagt, dass sich die
finanzielle Ausstattung in Ost- und
Westhaushalten immer mehr an-
gleicht.

6. Januar
4. Verschiebung der Eröffnung des ge-
planten Flughafens Berlin-Branden-
burg. Daraufhin tritt Berlins Bürger-
meister Wowereit als Vorsitzender des
Aufsichtsrats zurück, die Nachfolge
übernimmt Brandenburgs Minister-
präsident Platzeck.

14. April
Gründungsparteitag der Alternative für
Deutschland (AfD), die im Kern den
Austritt Deutschlands aus der Eurozo-
ne fordert.

23. Mai
SPD feiert ihren 150. Jahrestag im
Gründungsort Leipzig.

22. September
Wahlerfolg für die CDU/CSU bei der
Bundestagswahl, die sie mit 41,5% klar
gewinnt. SPD (25,7%) und LINKE sowie
GRÜNE mit etwas über 8% folgen, AfD
und FDP scheitern an der 5%-Hürde.
Angela Merkel bleibt Kanzlerin einer
nun wieder schwarz-roten Koalition.

2012 2013

25. Mai
Europawahl – bei geringer Wahlbeteili-
gung von 48% gelingt der AfD der
Sprung über die 5%-Hürde. Vor ihr lie-
gen die LINKE (7,4%), die GRÜNEN mit
10,% und SPD (27,3%) sowie CDU/CSU
(35,3%).

2014
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Deutschland ist wieder Fußball-Welt-
meister – allerdings mit nur einem in
Ostdeutschland geborenen Teilneh-
mer (Toni Kroos).

31. August
Die AfD erhält bei der Landtagswahl in
Sachsen aus dem Stand fast 10%. Ge-
winner ist trotz stagnierender Zahlen
die CDUmit 39,4%, großer Verlierer die
auf 3,8% abstürzende FDP. Eine
schwarz-rote Koalition regiert künftig
Sachsen.

14. September
Landtagswahlen in Thüringen und
Brandenburg mit Wahlbeteiligungen
von nur ca. 50% ergeben in Thüringen
schwierige Mehrheitsverhältnisse und
den Einzug der AfD mit 10,6%. Bodo
Ramelow (LINKE) sieht die Chance ei-
nes Machtwechsels und bildet eine rot-
rot-grüne Koalition unter seiner Füh-
rung als Ministerpräsident. Für Bran-
denburg kann die rot-rote Koalition
trotz Verlusten der LINKEN weiterma-
chen. Einzug der AfD mit 12,2%.

20. Oktober
Beginn der sogenannten „Pegida“-De-
monstrationen in Dresden, die bald
auch anderswo in Anlehnung an die
„Montagsdemonstrationen“ stattfin-
den und sich im Kern gegen die Ein-
wanderungs-/Asylpolitik der
Bundesregierung richten. Besonders
die AfD unterstützt diese polarisieren-
den Veranstaltungen.

13. Januar
„Lügenpresse“ wird Unwort des Jahres
2014, es war besonders im Umfeld der
Pegida-Demonstrationen aufgetaucht.

„Abgehängte Regionen im Osten“ wer-
den zunehmend ein Thema, obwohl es
diese Phänomene auch in West-
deutschland gibt. Die Stadt Aschersle-
ben in Sachsen-Anhalt verliert z.B. von
1988 (ca. 340000 Einwohner) bis 2017
(28000 E.) über ein Sechstel ihrer Ein-
wohner.

15. Februar
Hamburgs Bürgerschaftswahl sieht
den Sieg der SPD (45,6%), dazu den für
Westdeutschland ersten Einzug der
AfD (6,1%) in ein Landesparlament.

4. Juli
Die AfD rückt nach rechts, Gründer
Bernd Lucke verlässt nach dem AfD-
Bundesparteitag die Partei.

Sommer bis Winter
Weiterhin Debatten über die soge-
nannte „Eurokrise“ und über „Ret-
tungspakete“ für Griechenland, dazu
zunehmende Berichte über die soge-
nannte „Flüchtlingskrise“: Besonders
durch den Syrienkrieg vervielfachen
sich Migrantenströme in Richtung Eu-
ropa und Deutschland.

21. August
In Heidenau (Sachsen) gibt es Ausein-
andersetzungen zwischen Demons-
tranten und der Polizei, die
Demonstranten wollen die Zufahrt zu
einer geplanten Flüchtlingsunterkunft
blockieren.

2015
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Kanzlerin Merkel sagt im Hinblick auf
den zu erwartenden Flüchtlingsan-
sturm den Satz: „Wir schaffen das!“

19. Dezember
Der Dirigent Kurt Masur stirbt, er hatte
1989 bei der entscheidenden und
friedlich verlaufenden Leipziger Mon-
tagsdemonstration („Heldenstadt Leip-
zig“) eine wichtige Rolle gespielt.

30. Juni
Die Arbeitslosenzahl ist auf dem tiefs-
ten Stand seit 1991.

Juli
Ein Schüler läuft Amok, 10 Menschen
mit Migrationshintergrund sterben in
München. In Ansbach zündet ein Syrer
eine Bombe, er selbst stirbt, 15 Men-
schen werden verletzt. Der IS (Islami-
sche Staat) bekennt sich zu der Tat.

30. September
Mecklenburg-Vorpommerns Landtags-
wahl zeigt auch hier den Aufstieg der
AfD (20,8%), SPD, LINKE, GRÜNE und
CDU verlieren Anteile, die NPD verfehlt
diesmal die 5%-Hürde. SPD und CDU
bilden wieder eine Koalition.

3. Oktober
Wiedervereinigungsfeier in Dresden
wird von Demonstranten gestört, Rufe
wie „Volksverräter“ oder „Merkel muss
weg“ richten sich gegen die anwesen-
den Staatsspitzen.

31. Oktober
Der beliebte ostdeutsche Schauspieler
Manfred Krug stirbt.

19. Dezember
Weihnachtsmarkt-Anschlag in Berlin,
der Tunesier Anri tötet mit einem Last-
wagen zwölf Menschen. Anri war als
Flüchtling eingereist, seine Gefährlich-
keit war eigentlich bekannt – die Be-
hörden stehen in der Kritik.

Winter 2015/2016 und Früh-
jahr 2016
Hunderttausende Flüchtlinge drängen
nach Deutschland, z.T. gehen sie zu
Fuß über die Grenze (besonders in
Bayern). Aufnahmelager und Verwal-
tungsstellen stoßen an ihre Grenzen.

21. Februar
Eine Flüchtlingsunterkunft in Bautzen
(Sachsen) wird vor Bezug angezündet,
Schaulustige behindern mit z.T. frem-
denfeindlichen Sprüchen die Löschar-
beiten.

13. März
Landtagswahl in Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg und Sachsen-An-
halt. In den ersten beiden Wahlen
werden die Amtsinhaber (Malu Dreyer,
SPD; Winfried Kretschmann, GRÜNE)
bestätigt. In Sachsen-Anhalt ereignet
sich ein Erdrutsch, die AfD erringt aus
dem Stand 24,3% der Stimmen. Die Re-
gierung unter Ministerpräsident Hase-
loff (CDU) kann nur noch mit Hilfe von
nun zwei weiteren Koalitionspartnern
(SPD, GRÜNE) regieren.

2016
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Mai
Der spätestens nach der Landtagswahl
in Nordrhein-Westfalen (Mai 2017, Ab-
lösung der SPD-Landesregierung
durch Koalition von CDU und FDP) ein-
setzende Bundestagswahlkampf wird
stark vom Flüchtlingsthema be-
herrscht, besonders die AfD setzt auf
den sofortigen Stopp der Migration
und fordert Rückführungen. Die CSU
versucht teilweise, ähnliche Töne ein-
zubringen.

16. Juni
Der „Kanzler der Einheit“ (Helmut Kohl)
stirbt und wird unter großer Anteilnah-
me beigesetzt.

24. September
Bundestagswahl, die CDU/CSU kommt
nur noch auf 32,9%, die SPD schrumpft
auf 20,5%. Da SPD und CDU/CSU unter
Kanzlerin Merkel nach längerem Zö-
gern doch wieder eine „Große Koaliti-
on“ eingehen, wird die neu im BT
vertretene AfD die größte Oppositions-
partei. Das ihr turnusgemäß zustehen-
de Amt eines Bundestagsvizepräsi-
denten wird der Partei aber mehrfach
verwehrt. In Ostdeutschland gelingen
ihr einige Direktmandate.

14. März
Arbeitslosenquote: Die Arbeitslosen-
quote in Ostdeutschland ist auf einem
historischen Tiefstand (7,6 %), im Ver-
gleich zuWestdeutschland (5,8%) ist sie
aber nach wie vor höher. Begonnen
hatte die vergleichbare Statistik 1990
(Ost: 10,3%, Westen 7,3%), Höchststän-
de gab es 2005 (20,6% im Osten, 13%
im Westen).

Migration: Ost- und Westdeutschland
verzeichnen (auch in Zeiten der soge-
nannten „Flüchtlingskrise“) völlig un-
terschiedliche Quoten, wobei hier auch
deutschsprachige Migranten (z.B.
Russlanddeutsche) verzeichnet sind. In
Westdeutschland haben 28,6% einen
Migrationshintergrund, in den ostdeut-
schen Bundesländern nur 8%. Letzte-
res entspricht einem Zuwachs von
2,5% gegenüber 2017.

Bruttoinnlandsprodukt: Trotz anstei-
gender bzw. aufholender Entwicklung
„hinkt“ Ostdeutschland nach wie vor
hinterher. Mecklenburg-Vorpommern
ist mit 27.905 Euro p.P. Schlusslicht,
davor stehen die anderen vier neuen
Bundesländer! Das hier vorne stehen-
de Sachsen mit 31.008 Euro p.P. ist da-
bei noch weit entfernt vom bundes-
weiten Durchschnitt von 40.851 Euro
p.P.

11. Juli
Beate Zschäpe und einige ihrer rechts-
radikalen Mittäter werden im NSU-Pro-
zess zu Haftstrafen verurteilt.

7. Dezember
Merkel gibt den CDU-Vorsitz ab, Nach-
folgerin wird Annegret Kramp-Karren-
bauer.

2017

14. März
Nach langen Verhandlungen – und
dem Drängen von Bundespräsident
Steinmeier – „steht“ die neue Regie-
rung, Angela Merkel wird wieder Kanz-
lerin.

2018
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2. April
35% der Ostdeutschen (und 33% der
Muslime in Deutschland) fühlen sich
gemäß einer Umfrage von ZEIT ONLINE
als „Bürger zweiter Klasse“.

2. Juni
Der Kasseler Regierungspräsident Wal-
ter Lübcke (CDU) wird von einem
Rechtsextremisten erschossen.

September/Oktober
Sachsen: Drei Landtagswahlen in Ost-
deutschland bestätigen den Aufstieg
der AfD, die allerdings in keinem Land
die relative Mehrheit erringen kann.

Sachsen wird künftig von einer Dreier-
koalition regiert (CDU mit Ministerprä-
sident Kretschmer, SPD, GRÜNE), die
AfD ist mit 27,5% zweitstärkste Kraft
geworden.

Brandenburg: Brandenburg steigt bei
der Landtagswahl auf eine Dreierkoali-
tion um: SPD, CDU und GRÜNE wählen
Dietmar Woidke zum Ministerpräsi-
denten. Die AfD erhält hier 23,5%.

Thüringen: Thüringen bestätigt die Po-
sition von die LINKE (Partei von Minis-
terpräsident Ramelow), die mit 31%
erstmals stärkste Kraft wird und nun
eine schwierige Regierungsbildung vor
sich hat. Die AfD mit ihrem stark
rechtsnational auftretenden „Flügel“
unter Björn Höcke erhält 23,4%. Zu-
sammen haben also stark links und
stark rechts ausgeprägte Parteien erst-
mals in einem Bundesland die absolute
Mehrheit gewonnen, die „Altparteien“
schrumpfen.

9. Oktober
Rechtsextremer Anschlagversuch auf
die Synagoge in Halle, zwei Unbeteilig-
te werden erschossen.

9. November
30 Jahre Mauerfall, in die Feierlichkei-
ten mischen sich aber auch kritische
Untertöne und Proteste („Vollende die
Wende“ u.a.).

2019

5. Februar
Die Landtagswahl in Thüringen er-
bringt unklare Mehrheitsverhältnisse
bei starken Zugewinnen von DIE LINKE
und AfD. Eine stark umstrittene Wahl
des neuen Ministerpräsidenten Kem-
merich (FDP) führt zu dessen baldigem
Rücktritt und der Wiederwahl von Mi-
nisterpräsident Ramelow (LINKE).

20. Februar
Bei einer „rechtsextremer Terrorakt“in
Hanau werden neun Menschen ermor-
det. Im Gefolge von weiteren Untersu-
chungen werden – auch bei der
Bundeswehr – verschiedene rechtsex-
tremistische Einzeltäter und Netzwer-
ke zum Thema aufgedeckt.

23. Februar
Bürgerschaftswahl in Hamburg bestä-
tigt trotz leichter Verluste die dort re-
gierende SPD (39%), welche mit den
GRÜNEN weiter regieren kann.

2020
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Nach einem „Shutdown“ des öffentli-
chen Lebens im März kämpfen Politik,
Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft mit
den Folgen der Pandemie durch das
Coronavirus. „Rettungspakete“ und z.T.
starke Einschränkungen im öffentli-
chen Leben führen zu starken Diskussi-
onen und auch Gegendemonstra-
tionen („Coronaleugner“).

Mai bis September
In Ostdeutschland sind die Corona-In-
fektionszahlen im Durchschnitt ver-
gleichsweise gering. Proteste gegen die
Coronaregeln (als Ausdruck einer „Co-
ronadiktatur“) finden hier – genau wie
bei z.B. starken Protesten in Stuttgart –
starken Widerhall, AfD und rechtsex-
treme Gruppierungen beteiligen sich
teilweise an den „Coronademos“.


